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Liebe Leserin, lieber Leser,

große Ereignisse werfen Ihre Schatten voraus. Und der Fahrschulbranche steht ein sehr großes Ereignis bevor. 
Zum 01. Januar 2018 wird ein neues berufsständisches Regelwerk in Kraft treten. Das grundlegend reformierte, 
„neue“ Fahrlehrergesetz (FahrlG).

Die Reform ist überfällig und der Gesetzgeber hat reagiert. Und im Gegensatz zur Reform der StVO, die sich 
hinter völlig irrwitzigen Begriffsänderungen verbarrikadiert hat (Einfädelungsstreifen & Co.), hat es die Reform 
des FahrlG faustdick hinter den Ohren. 

Längst haben sich die Lobbyisten in Stellung gebracht. Und jeder versucht Ihnen, liebe Leserin und lieber Leser, 
die jeweilige Interpretation als bahnbrechende Änderung oder auch als Untergang des Berufsstandes zu verkau-
fen. Um Sie vor Manipulation zu schützen, werden Sie sich selbst ein ungefiltertes Bild des neuen FahrlG machen 
müssen. Und zwar vor in Kraft treten. Posthumes Besserwissen überlassen Sie lieber Ihrem Wettbewerber am 
Stammtisch.

Denn eines ist sicher: Veränderungen in diesem Ausmaß bergen riesige Chancen. Besonders für den, der den 
Änderungsgehalt frühzeitig in den eigenen Gedankenorbit einschleift.

„Wir wollen Sie auf Ideen bringen“. Und daher haben wir Ihnen das „neue“ Fahrlehrergesetz abgedruckt. Diese 
Broschüre stellt Ihnen nun die Durchführungsverordnung zum neuen FahrlG zur Verfügung.

Also los! Lesen Sie sich in Ruhe ein. Machen Sie sich Gedanken und Notizen. Besprechen Sie sich mit Personen 
Ihres Vertrauens. Achten Sie auf die Risiken, aber entdecken Sie die Chancen. Und bilden Sie Meinung. Der Wandel 
hat längst begonnen.

Ich wünsche Ihnen die richtigen Ideen und maximale Chancenverwertung.

Ihr 
Nils Hartig

August 2017

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG ZUM FAHRLEHRERGESETZ
VORWORT

Chancen nutzen
FAHRSCHUL RECHT

FLFU BP
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ERSTER ABSCHNITT
ANFORDERUNGEN AN FAHRLEHRER UND FAHRSCHULEN

ERSTER ABSCHNITT 
ANFORDERUNGEN AN FAHR-
LEHRER UND FAHRSCHULEN

§ 1	 Sprachtest; Anpassungslehrgang 
und Eignungsprüfung

(1)	Bestehen Bedenken dagegen, dass ein Bewer-
ber um eine Fahrlehrerlaubnis über die erfor-
derlichen Sprachkenntnisse nach § 2 Absatz 
1 Satz 1 Nummer 10 des Fahrlehrergesetzes 
verfügt, kann die nach Landesrecht zuständi-
ge Behörde ihm aufgeben, die erforderlichen 
Sprachkenntnisse innerhalb eines Monats mit-
tels eines Sprachtests nachzuweisen. Die Frist 
kann um sechs Monate verlängert werden, 
um dem Bewerber die Möglichkeit einzuräu-
men,nachzuweisen, dass die fehlenden Kennt-
nisse zwischenzeitlich erworben wurden.

(2)	Dem Bewerber um eine Fahrlehrerlaubnis, der 
Inhaber einer in einem anderen Staat erteilten 
Fahrlehrerlaubnis oder eines in einem ande-
ren Staat ausgestellten Nachweises über die 
Befähigung zur Fahrschülerausbildung (Befä-
higungsnachweis) ist, ist die Fahrlehrerlaubnis 
nach Maßgabe der Absätze 3 bis 7 zu erteilen.

(3)	Der Bewerber um eine Fahrlehrerlaubnis, die 
zur Niederlassung im Inland berechtigt, muss 
an einem Anpassungslehrgang teilnehmen, 
wenn seine bisherige Ausbildung oder Prüfung 
wesentlich hinter den Anforderungen zurück-
bleibt, die durch die Fahrlehrer-Ausbildungs-
ordnung oder die Fahrlehrer-Prüfungsordnung 
bestimmt werden, soweit nicht die von dem 
Bewerber im Rahmen seiner Berufserfahrung 
erworbenen Kenntnisse den Unterschied aus-
gleichen können. In dem höchstens dreijäh-
rigen Anpassungslehrgang hat der Bewerber 
schriftliche Übungsarbeiten anzufertigen sowie 
theoretischen und praktischen Probeunter-
richt zu erteilen. Gegenstand des Anpas-
sungslehrgangs sind die Besonderheiten des 
deutschen Straßenverkehrsrechts und der 
deutschen Straßenverkehrsverhältnisse sowie 
das deutsche Fahrlehrerrecht. Sofern der Be-
werber nicht die nach § 2 Absatz 1 Nummer 6 
des Fahrlehrergesetzes erforderliche Fahrer-
laubnisklasse besitzt und dies nicht durch sei-
ne im Rahmen der bisherigen Berufserfahrung 
erworbenen Kenntnisse ausgleichen kann, ist 
die erforderliche Fahrerlaubnisklasse im Rah-
men des Anpassungslehrgangs zu erwerben. 
Nach Abschluss des Lehrgangs ist dem Bewer-
ber jeweils eine Bescheinigung auszustellen, 
aus der hervorgeht, dass er an dem Lehrgang 
aktiv und vollständig teilgenommen hat. Der 
Anpassungslehrgang wird von den nach § 36 
des Fahrlehrergesetzes anerkannten Fahrleh-
rerausbildungsstätten durchgeführt. Der Erfolg 
eines Anpassungslehrgangs ist Gegenstand ei-
ner Bewertung.

(4) 	Die Teilnahme an dem Anpassungslehrgang 
nach Absatz 3 kann durch die erfolgreiche Teil-
nahme an einer Eignungsprüfung ersetzt wer-

den. Die Eignungsprüfung besteht aus einer 
schriftlichen und mündlichen Fachkundeprü-
fung sowie aus Lehrproben im theoretischen 
und fahrpraktischen Unterricht. Absatz 3 Satz 
3 und 4 gilt entsprechend. Über die erfolgrei-
che Teilnahme an der Eignungsprüfung ist eine 
Bescheinigung auszustellen.

(5)	Bei einem Bewerber um eine Fahrlehrerlaubnis, 
die zur Niederlassung im Inland berechtigt, ist 
die erfolgreiche Teilnahme an einer Eignungs-
prüfung erforderlich, die § 8 des Fahrlehrer-
gesetzes entsprechen muss, wenn die in dem 
anderen Staat erworbene Berufsqualifikation 
eine Fahrlehrerausbildung, eine Fahrlehrer-
prüfung oder beides nicht voraussetzt, soweit 
nicht die von dem Bewerber im Rahmen seiner 
Berufserfahrung erworbenen Kenntnisse die 
fehlende Ausbildung und Prüfung ausgleichen 
können. Absatz 3 Satz 3 gilt entsprechend. Die 
nach Landesrecht zuständige Behörde stellt 
sicher, dass der Bewerber die Möglichkeit hat, 
die Eignungsprüfung spätestens sechs Monate 
nach der Entscheidung zur Auferlegung der Eig-
nungsprüfung abzulegen.

(6)	Bei einem Bewerber um eine Fahrlehrerlaub-
nis, die nach § 3 Absatz 1 Satz 2 des Fahrleh-
rergesetzes nur zur vorübergehenden und 
gelegentlichen Ausbildung von Fahrschülern 
im Inland berechtigt, ist die erfolgreiche Teil-
nahme an einer Eignungsprüfung erforderlich, 
wenn ein wesentlicher Unterschied zwischen 
der beruflichen Qualifikation des Bewerbers 
und der im Inland geforderten Ausbildung be-
steht und dadurch die öffentliche Sicherheit 
gefährdet werden könnte. Absatz 3 Satz 3 gilt 
entsprechend.

(7)	Die Entscheidung zur Auferlegung eines Anpas-
sungslehrgangs oder einer Eignungsprüfung 
muss hinreichend begründet sein. Insbesonde-
re ist dem Bewerber mitzuteilen

a)	 das Niveau der in Deutschland verlangten Be-
rufsqualifikation und das Niveau der vom Be-
werber vorgelegten Berufsqualifikation gemäß 
der Klassifizierung in Artikel 11 derRichtlinie 
2005/36/EG und

b)	 die wesentlichen Unterschiede zwischen der 
bisherige Ausbildung oder Prüfung des Bewer-
bers und den Vorgaben der Fahrlehrer-Ausbil-
dungsordnung und der Fahrlehrer-Prüfungs-
ordnung sowie die Gründe, aus denen diese 
Unterschiede nicht durch Kenntnisse, Fähigkei-
ten und Kompetenzen, die durch lebenslanges 
Lernen erworben und hierfür von der nach 
Landesrecht zuständigen Stelle als gültig aner-
kannt wurden, ausgeglichen werden können.

(8) 	Für die Erteilung einer Fahrschulerlaubnis nach 
§ 21 des Fahrlehrergesetzes gelten die Absätze 
2 bis 7 entsprechend. Im Hinblick auf das Er-
fordernis von Ausgleichsmaßnahmen kommt 
es auch auf die in § 18 Absatz 1 Nummer 4 und 
5 des Fahrlehrergesetzes enthaltenen Anforde-
rungen an. Wird ausschließlich von dem durch 

§ 1 
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§ 18 Absatz 1 Nummer 5 des Fahrlehrergeset-
zes vorausgesetzten Standard abgewichen, ist 
Absatz 3 Satz 2 bis 5 nicht anzuwenden.

§ 2	 Anwärterschein und  
Fahrlehrerschein

(1)	Der Anwärterschein muss dem Muster nach 
Anlage 1.1, der Fahrlehrerschein dem Muster 
nach Anlage 1.2 entsprechen. Dies gilt nicht für 
Anwärterscheine und Fahrlehrerscheine der-
Bundeswehr, der Bundespolizei und der Polizei.

(2)	Der Fahrlehrerschein für die Fahrlehrerlaub-
nisklasse BE darf erst ausgehändigt oder zuge-
stellt werden, wenn der Anwärterschein für die 
Anwärterbefugnis der Fahrlehrerlaubnisklasse 
BE durch die nach Landesrecht zuständige Be-
hörde oder die nach § 44 Absatz 2 des Fahrleh-
rergesetzes zuständige Dienststelle eingezo-
gen oder ungültig gemacht worden ist.

(3)	Mit der Aushändigung oder Zustellung des An-
wärterscheins oder des Fahrlehrerscheins sind 
die Inhaber darauf hinzuweisen, dass die Aus-
übung der Fahrlehrerlaubnis nur in Verbindung 
mit einer Fahrschulerlaubnis oder im Rahmen 
eines Beschäftigungsverhältnisses, die Aus-
übung der Anwärterbefugnis nur im Rahmen 
eines Ausbildungsverhältnisses mit dem Inha-
ber einer Ausbildungsfahrschule zulässig ist.

(4)	Bei jeder Änderung ist ein neuer Fahrlehrer-
schein auszufertigen.

§ 3	  
Unterrichtsräume

In den Fahrschulen und deren Zweigstellen darf 
der theoretische Unterricht nur in ortsfesten 
Gebäuden erteilt werden. Die Unterrichtsräume 
müssen nach Größe, Beschaffenheit und Einrich-
tung einen sachgerechten Ausbildungsbetrieb zu-
lassen und der Anlage 2 entsprechen.

§ 4	  
Lehrmittel

In den Unterrichtsräumen müssen während des 
theoretischen Unterrichts Lehrmittel zur Gestal-
tung des Unterrichts und zur Visualisierung vor-
handen sein. Die Einzelheiten ergeben sich aus der 
Richtlinie über die Ausstattung der Fahrschulen 
mit Lehrmitteln, die vom Bundesministerium für 
Verkehr und digitale Infrastruktur im Einverneh-
men mit den zuständigen obersten Landesbe-
hörden in der jeweils geltenden Fassung im Ver-
kehrsblatt bekannt gemacht wird.

§ 5	  
Lehrfahrzeuge für Fahrschüler

(1)	Als Ausbildungsfahrzeuge sind die Fahrzeuge 
zu verwenden, die den Prüfungsfahrzeugen 
der Anlage 7 Nummer 2.2 der Fahrerlaub-
nis-Verordnung entsprechen. Abweichend von 
Anlage 7 Nummer 2.2.4 der Fahrerlaubnis-Ver-
ordnung dürfen für die Ausbildung der Klasse 

B alle Personenkraftwagen verwendet werden, 
die eine durch die Bauart bestimmte Höchst-
geschwindigkeit von mindestens 130 km/h er-
reichen. Bei der Klasse A dürfen zu Beginn der 
Ausbildung Krafträder der Klassen A2 und A1 
gemäß Anlage 7 Nummer 2.2.2 und 2.2.3 der 
Fahrerlaubnis-Verordnung verwendet werden. 
Bei der Klasse A2 dürfen zu Beginn der Ausbil-
dung Krafträder der Klasse A1 gemäß Anlage 
7 Nr. 2.2.3 der Fahrerlaubnis-Verordnung ver-
wendet werden.

(2)	Bei der Ausbildung auf Fahrzeugen der Klassen 
A1, A2, A, AM und T muss eine geeignete techni-
sche Einrichtung zur Verfügung stehen, die es 
dem Fahrlehrer ermöglicht mit seinem Fahr-
schüler zu kommunizieren. Die Fahrzeuge der 
Klassen B, C1, C, D1 und D müssen mit einer 
Doppelbedienungseinrichtung ausgestattet sein, 
für die eine Betriebserlaubnis nach der Straßen-
verkehrs-Zulassungs-Ordnung erteilt worden ist. 
Der Fahrlehrer muss in der Lage sein, alle we-
sentlichen Verkehrsvorgänge hinter dem Fahr-
zeug über Spiegel zu beobachten.

(3)	Die Fahrzeuge der Klassen C1, C, D1 und D müs-
sen mit einem Fahrtenschreiber, der den Vor-
gaben der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 
4. Februar 2014 über Fahrtenschreiber im Stra-
ßenverkehr, zur Aufhebung der Verordnung 
(EWG) Nr. 3821/85 des Rates über das Kont-
rollgerät im Straßenverkehr und zur Änderung 
der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates zur Har-
monisierung bestimmter Sozialvorschriften im 
Straßenverkehr (ABl. L 060 vom 28.2.2014, S. 
1; ABl. L 246 vom 23.9.2015, S. 11) entspricht, 
ausgestattet sein.

(4)	Die Fahrzeuge dürfen bei der Ausbildung an 
der Rückseite, zusätzlich auch an der Vorder-
seite, ein Schild mit der Aufschrift „FAHRSCHU-
LE“ in roter Schrift auf weißem Grund führen, 
das auch retroreflektierend sein kann. Neben 
oder anstelle einer solchen Kennzeichnung 
ist auch ein entsprechendes Schild auf dem 
Dach quer zur Fahrtrichtung zulässig, das auch 
retroreflektierend sein kann. Das Schild darf 
nicht auf anderen als Ausbildungsfahrten ver-
wendet werden. Es muss mindestens 350 Mil-
limeter lang und 80 Millimeter breit sein; es 
darf höchstens 520 Millimeter lang und 110 
Millimeter breit sein. Schilder mit zusätzlicher 
Aufschrift sowie sonstige Einrichtungen, die zu 
Verwechslungen mit dem Schild Anlass geben 
oder dessen Wirkung beeinträchtigen können, 
dürfen im Straßenverkehr nicht verwendet 
werden; auf eine Kraftradausbildung und eine 
Ausbildung der Fahrerlaubnisklasse T darf zu-
sätzlich hingewiesen werden.

§ 6	 Ausbildungsnachweis und  
Ausbildungsbescheinigung  

	 für Fahrschüler

(1)	Der Ausbildungsnachweis für den Fahrschü-
ler und die Ausbildungsbescheinigung für den 

§ 2 | 3 | 4 | 5 |6
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ZWEITER ABSCHNITT
ANFORDERUNGEN AN FAHRLEHRERAUSBILDUNGSSTÄTTEN

Sachverständigen oder Prüfer müssen dem 
Muster nach Anlage 3 entsprechen. Der Ausbil-
dungsnachweis ist von dem Inhaber der Fahr-
schule oder der für die verantwortliche Leitung 
des Ausbildungsbetriebes bestellten Person 
nach Abschluss der Ausbildung zu unterschrei-
ben sowie von dem Fahrschüler gegenzu-
zeichnen oder sonst zu bestätigen. Eine Kopie 
ist dem Fahrschüler auszuhändigen. Für die 
Ausbildungsbescheinigung gilt Satz 2 entspre-
chend. (2) Die im Rahmen der Fahrschüleraus-
bildung erhobenen personenbezogenen Daten 
dürfen nur für diesen Zweck verarbeitet und 
genutzt werden und sind fünf Jahre nach Ab-
schluss der jeweiligen Ausbildung zu löschen.

§ 7	  
Preisaushang

Für den nach § 32 Absatz 1 des Fahrlehrergesetzes 
vorgeschriebenen Aushang ist das Muster nach 
Anlage 4 zu verwenden.

ZWEITER ABSCHNITT  
ANFORDERUNGEN AN FAHR-
LEHRERAUSBILDUNGSSTÄTTEN

§ 8	  
Verantwortliche Leitung

(1)	Die für die verantwortliche Leitung einer Fahr-
lehrerausbildungsstätte bestellte Person muss:

 1. das 28. Lebensjahr vollendet haben,

2.	 geistig und körperlich geeignet sein,

3.	 die Fahrlehrerlaubnis aller Klassen (ausgenom-
men Klasse DE) besitzen und

4.

a) drei Jahre lang Inhaber der Fahrschulerlaub-
nis oder für die verantwortliche Leitung einer 
Fahrschule bestellte Person gewesen sein,

b)	 drei Jahre lang hauptberufliche Lehrkraft einer 
Fahrlehrerausbildungsstätte gewesen sein, 

c)	 ein Studium, das ausreichende Kenntnisse des 
Maschinenbaus vermittelt, an einer Hochschu-
le abgeschlossen haben,

d) die Befähigung zum Richteramt besitzen oder

e)	 ein Hochschulstudium mit bildungswissen-
schaftlichem Schwerpunkt und Diplom- oder 
gleichwertigem Studienabschluss abgeschlos-
sen haben.

Außerdem dürfen keine Tatsachen vorliegen, die 
ihn für die Tätigkeit als unzuverlässig erscheinen 
lassen.

(2)	Besitzt die für die verantwortliche Leitung be-
stellte Person aus gesundheitlichen Gründen 
keine Fahrerlaubnis der Klasse CE, genügt es, 
dass sie mindestens einmal die entsprechende 
Fahrerlaubnis erworben hatte. Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 bleibt unberührt.

§ 9	 Lehrkräfte in der Fahrlehrer­
ausbildungsstätte

(1)	Der Fahrlehrerausbildungsstätte müssen min-
destens folgende Lehrkräfte mit folgender 
Qualifikation zur Verfügung stehen:

1.	 eine Lehrkraft mit der Befähigung zum Richter-
amt (Jurist),

2.	 eine Lehrkraft mit einem abgeschlossenen Stu-
dium des Maschinenbaufachs, des Kraftfahr-
zeugbaufachs oder der Elektrotechnik an einer 
deutschen Universität oder Technischen Hoch-
schule oder einer als gleichwertig anerkannten 
ausländischen Hochschule, und mit mindes-
tens zweijähriger Praxis auf dem Gebiet des 
Baus oder des Betriebs von Kraftfahrzeugen,

3.	 ein Fahrlehrer, der die Fahrlehrerlaubnisklas-
sen A, BE, CE und, sofern Bewerber in der Fahr-
lehrerlaubnisklasse DE ausgebildet werden 
sollen, auch die Fahrlehrerlaubnis der Klasse 
DE besitzt und drei Jahre lang hauptberuflich 
Fahrschüler theoretisch und praktisch ausge-
bildet hat und

4.	 eine Lehrkraft mit abgeschlossenem Hoch-
schulstudium mit bildungswissenschaftlichem 
Schwerpunkt und Diplom oder gleichwertigem 
Studienabschluss. 

Eine Lehrkraft kann mehrere der Anforderungen 
nach den Nummern 1 bis 4 erfüllen. Jede Lehrkraft 
muss eine Fahrerlaubnis besitzen.

(2)	Abweichend von Absatz 1 Nummer 3 kann die 
nach Landesrecht zuständige Behörde nach § 
50 Absatz 2 Nummer 4 des Fahrlehrergesetzes 
einer Lehrkraft, die aus gesundheitlichen Grün-
den die der jeweiligen Fahrlehrerlaubnisklasse 
zugrunde liegende Fahrerlaubnisklasse nicht 
mehr besitzt, gestatten, weiterhin an der Fahr-
lehrerausbildungsstätte theoretischen Unter-
richt zu erteilen, wenn sie körperlich und geis-
tig im Sinne des § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 
des Fahrlehrergesetzes geeignet ist.

(3)	Mindestens zwei der in Absatz 1 genannten 
Lehrkräfte müssen bei der Fahrlehrerausbil-
dungsstätte hauptberuflich in der Ausbildung 
von Fahrlehrern tätig sein.

§ 10	 Unterrichtsräume in der  
	 Fahrlehrerausbildungsstätte

Die Unterrichtsräume müssen nach Größe, Be-
schaffenheit und Einrichtung einen sachgerechten 
Ausbildungsbetrieb zulassen. § 3 Satz 1 ist anzu-
wenden.

§ 7 | 8 | 9 | 10
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DRITTER ABSCHNITT
ANFORDERUNGEN AN EINWEISUNGSLEHRGÄNGE ZUM ERWERB DER SEMINARERLAUBNIS

§ 11	 Lehrmittel in der  
	 Fahrlehrerausbildungsstätte

In der Fahrlehrerausbildungsstätte müssen folgen-
de Lehrmittel ständig vorhanden sein:

1.	 Medien, die der visuellen und großflächigen 
Darstellung dienen,

2.	 Anschauungsmaterial über Verkehrsvorschrif-
ten, Verkehrsvorgänge, fahrtechnische Vor-
gänge sowie Kraftfahrzeugbau und -betrieb,

3.	 Lehrmodelle der wichtigsten Fahrzeugbauteile, 
je nach Ausbildungsklasse, 

4.	 das wichtigste Kraftfahrzeugzubehör im Origi-
nal oder in Modellen,

5.	 Gesetze, Verordnungen und Allgemeine Ver-
waltungsvorschriften des Straßenverkehrs-
rechts und der benachbarten Rechtsgebiete 
sowie die dazu erlassenen Richtlinien des Bun-
desministeriums für Verkehr und digitale Infra-
struktur,

6.	 Erläuterungswerke zu den Gesetzen und Ver-
ordnungen des Straßenverkehrsrechts und

7.	 fortlaufende Sammlung des Verkehrsblattes 
(Amtsblatt des Bundesministeriums für Verkehr 
und digitale Infrastruktur) und verkehrsrechtli-
che Entscheidungen sowie kraftfahrzeugtech-
nische und pädagogische Fachliteratur.

Die Lehrmittel müssen dem geltenden Recht und 
dem Stand der Technik entsprechen.

§ 12	 Lehrfahrzeuge in der  
	 Fahrlehrerausbildungsstätte

Die für die Fahrlehrerausbildung zu verwenden-
den Fahrzeuge müssen den Anforderungen des § 
5 entsprechen.

DRITTER ABSCHNITT 
ANFORDERUNGEN AN EINWEI-
SUNGSLEHRGÄNGE ZUM ER-
WERB DER SEMINARERLAUBNIS

§ 13	  
	 Inhalt der Einweisungslehrgänge

(1)	Einweisungslehrgänge zum Erwerb der Semi-
narerlaubnis zur Durchführung von Aufbau- 
seminaren nach § 45 des Fahrlehrergesetzes 
sollen den Teilnehmern die zur Durchführung 
der Seminare erforderlichen Kenntnisse und 
Fähigkeiten vermitteln. Wesentlicher Inhalt der 
Lehrgänge ist die in der Fahrerlaubnis-Verord-
nung vorgeschriebene Gestaltung der Semina-
re.

(2)	Die Lehrgänge sind unter Anwendung gruppen-
orientierter Lehrmethoden durchzuführen. Die 
Teilnehmer sind vor allem mit Methodik und 

Technik der Kursmoderation als Arbeitsform 
vertraut zu machen. Sie sollen durch aktive 
Mitarbeit, insbesondere durch Teilnahme an 
Rollenspielen und Moderationsübungen ein-
schließlich eigener Moderation Verhaltens-
weisen verstehen lernen und eigene Verhal-
tensweisen, die für eine erfolgversprechende, 
eigenverantwortliche Durchführung von Semi-
naren von Bedeutung sind, einüben.

(3)	Die Lehrgänge bestehen aus den Abschnitten

1.	 Grundeinweisung in die gruppenorientierten 
Lehrmethoden, 

2.	 Einweisung in die Durchführung von Seminaren 
nach § 2a des Straßenverkehrsgesetzes.

§ 14	  
	 Dauer und Leitung der Lehrgänge

(1)	Die Lehrgangsabschnitte nach § 13 Absatz 3 
sind jeweils in vier zusammenhängenden Tagen 
zu vermitteln. Ihre tägliche Dauer beträgt acht 
Unterrichtseinheiten zu je 45 Minuten. Die Zahl 
der Teilnehmer darf sechs nicht unterschreiten 
und 16 nicht überschreiten. Die Leitung erfolgt 
gemeinsam durch je eine der in Absatz 2 ge-
nannten Lehrkräfte.

(2)	Zur Leitung ist berechtigt, wer:

1.	 Inhaber der Seminarerlaubnis nach § 45 des 
Fahrlehrergesetzes ist und über Erfahrungen 
in der Durchführung von Seminaren nach dem 
Straßenverkehrsgesetz oder über vergleichba-
re Erfahrungen in der Moderationstechnik ver-
fügt oder

2.	 die Voraussetzungen des § 9 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 4 erfüllt, eine Fahrerlaubnis nach § 9 
Absatz 1 Satz 3 besitzt sowie über Kenntnisse 
und Erfahrungen in gruppenorientierten Lern-
prozessen und der Erwachsenenbildung ver-
fügt und an jeweils viertägigen von der nach 
Landesrecht zuständigen Behörde anerkann-
ten Einführungsseminaren für Lehrgangslei-
tungen in den Lehrgangsabschnitten nach § 13 
Absatz 3 teilgenommen hat.

VIERTER ABSCHNITT 
ÜBERWACHUNG 

§ 15	  
	 Überwachungspersonal

(1) 	Als Überwachungsperson darf eingesetzt werden, 
wer 

1.	 als Inhaber einer Fahrlehrerlaubnis

a)	 über eine mindestens vierjährige Berufserfah-
rung als Fahrlehrer verfügt,

b)	 die letzten beiden Überprüfungen nach § 51 
des Fahrlehrergesetzes ohne oder mit nur 

§ 11 | 12 | 13| 14 | 15
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geringfügigen Beanstandungen absolviert hat 
und

c)	 keine verantwortliche Position in einem Ver-
band der Fahrlehrer wahrnimmt, oder

2.	 als andere geeignete Person

a)	 zum Zeitpunkt der Aufnahme dieser Tätigkeit 
ein eintragungsfreies Führungszeugnis nach § 
30a Absatz 1 des Bundeszentralregistergeset-
zes und einen eintragungsfreien Auszug aus 
dem Fahreignungsregister vorlegt, die nicht 
älter als drei Monate sind,

b)	 die erforderlichen grundlegenden fachlichen 
und pädagogisch-didaktischen Kenntnisse 
nachweist und

c)	 eine gültige Fahrerlaubnis der Klasse B besitzt, 
oder

3.	 qualifizierter und geeigneter Bediensteter der 
nach Landesrecht zuständigen Behörde ist und 
eine gültige Fahrerlaubnis der Klasse B besitzt.

(2)	Die mit der Beurteilung der pädagogischen 
Qualität betrauten Personen müssen zudem an 
einer mindestens neuntägigen Basisausbildung 
zur pädagogisch erweiterten Überwachung 
teilnehmen, die den jeweiligen Inhalten der 
Überwachung entspricht. Die Ausbildung ist 
nach einem von der am Sitz des Ausbildungs-
trägers nach Landesrecht zuständigen Behörde 
zu genehmigenden Rahmenlehrplan durchzu-
führen.

(3)	Die mit der Beurteilung der pädagogischen 
Qualität betrauten Personen haben zudem 
mindestens alle zwei Jahre an einem jeweils 
eintägigen einschlägigen Fortbildungslehrgang 
teilzunehmen. Der Fortbildungslehrgang ist 
nach einem von der am Sitz des Ausbildungs-
trägers nach Landesrecht zuständigen Behörde 
zu genehmigenden Rahmenlehrplan durchzu-
führen.

(4)	Für die Überwachung der Seminare nach § 45 
Absatz 1 und § 46 Absatz 1 des Fahrlehrer- ge-
setzes gelten die Bestimmungen nach Absatz 2 
und 3 entsprechend.

§ 16 	 Qualitätssichernde  
	 Anordnungen

(1)	Werden im Rahmen der Überwachung der 
fachlichen und pädagogischen Qualität des 
Unterrichts Mängel festgestellt, kann die nach 
Landesrecht zuständige Behörde gegenüber 
dem Fahrlehrer, gegenüber dem Inhaber oder 
der für die verantwortlichen Leitung der Fahr-
schule oder der Fahrlehrerausbildungsstätte 
bestellten Person, oder gegenüber dem Träger 
von Einweisungsseminaren, Einweisungslehr-
gängen und Einführungslehrgängen für Lehr-
gangsleitungen sowie Fortbildungslehrgängen, 
eine oder mehrere der folgenden Maßnahmen 
anordnen:

1.	 eine Praxisberatung über eine verkehrspäda-	
	 gogisch-didaktisch angemessene Gestaltung 	
	 der Fahrschulausbildung,

2.	 eine inhaltsspezifische Sonderfortbildung oder

(2)	Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann 
zur Sicherstellung der qualitätssichernden 
Anordnungen nach Absatz 1 Nachkontrollen 
durchführen.

(3)	Die Bestimmungen über Ordnungswidrigkeiten 
sowie über den Widerruf bleiben unberührt.

FÜNFTER ABSCHNITT 
FORTBILDUNG

§ 17 	  
	 Fortbildung

(1)	Die Fortbildung nach § 53 Absatz 1 des Fahrleh-
rergesetzes für Inhaber einer Fahrlehrerlaubnis 
hat alle Gebiete zu erfassen, die für die beruf-
liche Tätigkeit der Fahrlehrer von Bedeutung 
sind, insbesondere:

1.	 die Weiterentwicklung des Straßenverkehrs-
rechts einschließlich des Fahrlehrerrechts,

2.	 die Änderung der Verhältnisse im Straßenver-
kehr und im Kraftfahrwesen,

3.	 die Verfahren und Methoden zur Gestaltung 
des theoretischen und praktischen Unterrichts, 
Verkehrspädagogik,

4.	 verkehrspolitische und umweltpolitische Pers-
pektiven mit Bezug zum Straßenverkehr,

5.	 betriebswirtschaftliche und organisatorische 
Fragen, die für den Betrieb einer Fahrschule 
von Bedeutung sind und

6.	 nachhaltige Mobilität insbesondere alternative 
Antriebsformen, Fahrerassistenzsysteme und 
E-Mobilität.

(2) 	Der Fortbildungslehrgang nach § 53 Absatz 2 
des Fahrlehrergesetzes für Inhaber einer Se-
minarerlaubnis hat folgende Bereiche zu erfas-
sen:

1.	 Unfallentwicklung im Straßenverkehr und ihre 
Ursachen,

2. 	 Verstöße im Straßenverkehr und ihre Ursachen,

3.	 Wege zur Beeinflussung von auffälligen Kraft-
fahrern und

4.	 Methoden zur Kursleitung und Moderations-
technik.

§ 16 | 17 
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Die Bereiche zu den Nummern 3 und 4 sind jeweils 
programmspezifisch bezogen auf die Seminare 
nach § 2a des Straßenverkehrsgesetzes zu gestal-
ten.

(3)	Der Fortbildungslehrgang nach § 53 Absatz 3 
des Fahrlehrergesetzes für Ausbildungsfahr- 
lehrer hat folgende Bereiche zu erfassen:

1.	 Weiterentwicklung des Fahrlehrerrechts,

2.	 Verfahren und Methoden zur Gestaltung des 
theoretischen und praktischen Unterrichts,

3.	 Verfahren und Methoden zur Beobachtung, 
Bewertung und Beurteilung der Qualitätskrite-
rien guter Ausbildung,

4.	 Verfahren und Methoden zur Beobachtung, 
Bewertung und Beurteilung des beruflichen Er-
lebens und Verhaltens und

5.	 Verfahren und Methoden zur Rückmeldung 
und Beratung.

(4) 	Die Inhalte und Methoden der Fortbildung 
nach § 46 des Fahrlehrergesetzes für Inhaber 
einer Seminarerlaubnis Verkehrspädagogik 
sind an den Inhalten und Methoden der Anlage 
16 der Fahrerlaubnis-Verordnung zu orientie-
ren.

(5)	 In den Lehrgängen nach den Absätzen 1 bis 
4 ist ein Erfahrungsaustausch mit den Lehr-
gangsteilnehmern durchzuführen.

(6)	Träger von Fortbildungslehrgängen nach § 53 
Absatz 1 und 3 des Fahrlehrergesetzes sollen 
Lehrkräfte nach § 9 Absatz 1 einsetzen. Für 
Fortbildungslehrgänge nach Absatz 2 dürfen 
vom Träger nur Lehrkräfte nach § 14 Absatz 2 
eingesetzt werden.

SECHSTER ABSCHNITT  
ÖRTLICHES FAHRLEHRERREGISTER

§ 18	  
	 Örtliches Fahrlehrerregister

Im örtlichen Fahrlehrerregister sind für die Zwecke 
des § 58 des Fahrlehrergesetzes bei Erlaubnissen, 
Anwärterbefugnissen und Anerkennungen folgen-
de Angaben einzutragen:

1.	

a) zur Person des Inhabers der Erlaubnis, Anwär-
terbefugnis oder Anerkennung sowie zur Per-
son der für die verantwortliche Leitung des 
Ausbildungsbetriebes einer Fahrschule oder 
einer Fahrlehrerausbildungsstätte bestellten 
Person: Familienname, Geburtsname, sonstige 
frühere Namen, Vornamen, Doktorgrad, Ge-
schlecht, Geburtsdatum und Geburtsort, An-
schrift und Staatsangehörigkeit,

b)	 bei einer juristischen Person, Personengesell-
schaft oder Behörde: Name oder Bezeichnung 
und Anschrift sowie zusätzlich bei juristischen 
Personen und Personen- gesellschaften die 
nach Gesetz, Vertrag oder Satzung zur Vertre-
tung berechtigten Personen mit den Angaben 
nach Buchstabe a,

c)	 bei einer Vereinigung: Name oder Bezeichnung 
und Anschrift sowie die nach Gesetz, Vertrag 
oder Satzung zur Vertretung berechtigten Per-
sonen mit den Angaben nach Buchstabe a und

d)	 bei einer Gemeinschaftsfahrschule, bei Be-
schäftigungs- und Ausbildungsverhältnissen, 
bei der Tätigkeit als Ausbildungsfahrlehrer und 
beim Betrieb als Ausbildungsfahrschule: Name 
oder Bezeichnung und Anschrift sowie Inhaber 
und für die verantwortliche Leitung des Ausbil-
dungsbetriebes der betreffenden Fahrschule 
bestellte Person mit den Angaben nach Buch-
stabe a sowie die beschäftigten Fahrlehreran-
wärter und Fahrlehrer und die Ausbildungs-
fahrlehrer mit den Angaben nach Buchstabe a,

2.	 die entscheidende Stelle, Tag der Entscheidung 
und Geschäftsnummer oder Aktenzeichen und

3.	 die nach Maßgabe von § 62 Absatz 2 des Fahr-
lehrergesetzes übermittelten Daten nach § 59 
Absatz 1 und 2 der Fahrerlaubnis-Verordnung.

SIEBTER ABSCHNITT 
ÜBERGANGS-, BUSSGELD- UND 
SCHLUSSVORSCHRIFTEN 

§ 19	  
	 Übergangsbestimmungen

(1)	Abweichend von § 8 Absatz 1 Satz 1 Nummer 
3 dürfen Personen, die am 31. Dezember 1998 
für die verantwortliche Leitung von Fahrlehrer-
ausbildungsstätten bestellte Personen sind, ohne 
eine Fahrlehrerlaubnis zu besitzen, eine amtlich 
anerkannte Fahrlehrerausbildungsstätte leiten, 
wenn sie:

1.	 ein technisches Studium, das eine ausreichende 
Kenntnis des Maschinenbaus vermittelt, an einer 
deutschen oder einer als gleichwertig anerkann-
ten ausländischen Hochschule abgeschlossen ha-
ben oder

2.	 die Befähigung zum Richteramt besitzen.

(2)	 Fahrlehrerscheine und befristete Fahrlehrer-
scheine, die der bis zum 31. Dezember 2017 gel-
tenden Fassung der Anlagen 1.1 und 1.2 entspre-
chen, bleiben gültig.

(3)	 Abweichend von § 9 Absatz 1 Nummer 3 dürfen 
Fahrlehrer, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
nicht die Fahrlehrerlaubnis der Klasse DE besitzen 
und als Lehrkraft an einer Fahrlehrerausbildungs-
stätte tätig waren, weiterhin eingesetzt werden.

§ 18 | 19
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(4) 	Abweichend von § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 
4 kann die Lehrkraft mit abgeschlossenem Stu-
dium der Erziehungswissenschaft durch eine 
Lehrkraft mit abgeschlossenem Studium der 
Psychologie ersetzt werden, die am 31. De-
zember 1998 bereits drei Jahre lang die Sach-
gebiete „pädagogische und psychologische 
Grundsätze, Unterrichtsgestaltung“ an der 
Fahrlehrer- ausbildungsstätte unterrichtet hat.

(5) 	Abweichend von § 14 Absatz 2 Nummer 2 dür-
fen Personen, die bis 31. Dezember 1998 Ein-
weisungslehrgänge im Sinne des § 31 des Fahr-
lehrergesetzes in der bis zum 31. Dezember 
1998 geltenden Fassung durchgeführt haben, 
auch Lehrgänge nach § 45 des Fahrlehrergeset-
zes in der ab 1. Januar 1999 geltenden Fassung 
durchführen.

(6)	Abweichend von § 15 darf für die Überwachung 
nach § 51 Absatz 2 Nummer 1 des Fahrlehrer-
gesetzes auch Personal eingesetzt werden, 
das bis zum 31. Dezember 2017 bereits diese 
Aufgabe wahrgenommen hat. Satz 1 gilt auch 
für das ab dem 1. Januar 2018 für die pädagogi-
sche Überwachung nach § 51 Absatz 2 Nummer 
2 des Fahrlehrergesetzes eingesetzte Personal, 
sofern dieses eine der in § 15 Absatz 2 gefor-
derten neuntägigen Basisausbildung vergleich-
bare Ausbildung absolviert hat.

§ 20 	  
	 Ordnungswidrigkeiten

(1)	Ordnungswidrig im Sinne des § 56 Absatz 1 
Nummer 23 des Fahrlehrergesetzes handelt, 
wer als Inhaber einer Fahrschule oder als für 
die verantwortliche Leitung des Ausbildungs-
betriebes einer Fahrschule bestellte Person 
vorsätzlich oder fahrlässig:

1.	 entgegen § 4 die dort vorgeschriebenen Lehr-
mittel nicht vorhält,

2.	 entgegen § 5 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1 
oder Absatz 3 für die Ausbildung andere als die 
dort vorgeschriebenen Fahrzeuge verwendet 
oder verwenden lässt,

3.	 entgegen § 5 Absatz 2 Satz 2 für die Ausbildung 
Fahrzeuge verwendet oder verwenden lässt, 
die keine Doppelbedienungseinrichtung besit-
zen oder für die die hierfür erforderliche Be-
triebserlaubnis nach der Straßenverkehrs-Zulas-
sungs-Ordnung nicht erteilt worden ist, oder

4.	 entgegen § 16 einer qualitätssichernden Anord-
nung nicht nachkommt.

(2)	Ordnungswidrig im Sinne des § 56 Absatz 1 Num-
mer 23 des Fahrlehrergesetzes handelt, wer als 
Inhaber einer amtlich anerkannten Fahrlehrer-
ausbildungsstätte oder als für die verantwort-
liche Leitung einer Fahrlehrerausbildungsstätte 
bestellte Person vorsätzlich oder fahrlässig:

1.	 entgegen § 11 die dort vorgeschriebenen Lehr-
mittel nicht vorhält oder

2.	 entgegen § 12 für die Fahrlehrerausbildung 
Fahrzeuge verwendet oder verwenden lässt, 
die nicht den Vorschriften des § 5 entsprechen.

§ 20
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ANLAGE 1.1

(zu § 2 Absatz 1) Anwärterschein

Zusammenhängend auf Neobondpapier in einer Stärke von 150 g/m2 ohne optische Aufheller, Farbe weiß, 
Breite 222 mm, Höhe 105 mm.

In das Trägermaterial sind die folgenden fälschungserschwerenden Sicherheitsmerkmale eingearbeitet:

1. als Wasserzeichen das gesetzlich für die Bundesdruckerei geschützte Motiv „Stilisierter Bundesadler“,

2. nur unter UV-Licht sichtbare rot und blau fluoreszierende Melierfasern, 

3. chemische Reagenzien.

Vorderseite

Rückseite

ANLAGEN  DV-FahrlG
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ANLAGE 1.2

(zu § 2 Absatz 1) Fahrlehrerschein

Zusammenhängend auf Neobondpapier in einer Stärke von 150 g/m2 ohne optische Aufheller, Farbe gelb, 
Breite 222 mm, Höhe 105 mm.

In das Trägermaterial sind die folgenden fälschungserschwerenden Sicherheitsmerkmale eingearbeitet:

1. als Wasserzeichen das gesetzlich für die Bundesdruckerei geschützte Motiv „Stilisierter Bundesadler“,

2. nur unter UV-Licht sichtbare rot und blau fluoreszierende Melierfasern, 

3. chemische Reagenzien.

 

Vorderseite

 Rückseite

 

ANLAGEN  DV-FahrlG
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ANLAGE 2

(zu § 3) Unterrichtsräume

Die Anforderungen an die Unterrichtsräume nach § 18 Absatz 1 Nummer 6 des Fahrlehrergesetzes und nach 
§ 3 der Durchführungsverordnung zum Fahrlehrergesetz sind erfüllt, wenn folgenden Mindestanforderun-
gen entsprochen wird:

Mindestabmessungen des Unterrichtsraumes

Arbeitsfläche je Fahrschüler/Teilnehmer	 1 m2	

Arbeitsfläche für Fahrlehrer und Platzbedarf für Lehrmittel	 8 m2

Luftvolumen je Person	 3 m3

Die Fahrschüler/Teilnehmer müssen dem Unterricht ohne Behinderung folgen können.

Die nach Landesrecht zuständige Behörde bestimmt, wie viele Fahrschüler in dem Unterrichtsraum gleich-
zeitig unterrichtet werden dürfen. Sie kann durch Auflage einen entsprechenden Aushang in dem Unter-
richtsraum verlangen.

Beschaffenheit und Einrichtung des Unterrichtsraumes

Im Interesse des sachgerechten Unterrichts ist sicherzustellen, dass der Unterrichtsraum - nicht Teil einer 
Gastwirtschaft und kein Wohnraum ist,

	 - einen eigenen Zugang besitzt und nicht als Durchgang dient,

	 - vor Beeinträchtigungen durch Lärm, Staub und Geruch geschützt ist,

	 - gut beleuchtet ist,

	 - ausreichend belüftet werden kann sowie

	 - gut beheizbar ist.

Eine ausreichend bemessene Kleiderablage muss vorhanden sein. In unmittelbarer Nähe des Unterrichts-
raumes muss mindestens ein WC mit Waschgelegenheit zur Verfügung stehen. Für jeden Fahrschüler/Teil-
nehmer muss eine Sitzgelegenheit mit Rückenlehne und eine Schreibunterlage (Mindestgröße DIN A 4) 
vorhanden sein. Weitergehende Anforderungen können sich insbesondere aus sicherheits- und ordnungs-
rechtlichen Vorschriften ergeben.

ANLAGEN  DV-FahrlG



www.fortbildung33.de

18

ANLAGE 3

(zu § 6 Absatz 1) Ausbildungsnachweis/Ausbildungsbescheinigung

ANLAGEN  DV-FahrlG
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ANLAGE 4
(zu § 7) Preisaushang nach § 32 des Fahrlehrergesetzes

Abweichungen der vorstehenden Muster sind zulässig, soweit Besonderheiten des Verfahrens, 
insbesondere der Einsatz maschineller Datenverarbeitung dies erfordern. 

ANLAGEN  DV-FahrlG
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